
der anderen genannten Publikationen) weder von einer 
Schiedsrichterrolle des Gerichts aus, noch läßt sie die 
Verantwortung des Gerichts für die Wahrheitsfindung 
und für die gerechte Entscheidung außer acht. Die ge­
nannten Arbeiten ignorieren auch n i c h t  die Gesetz­
lichkeitsaufsicht des Staatsanwalts und die echte Funk­
tion des Verteidigers/'
Daß das Parteiprinzip, wie es das anglo-amerikanische 
Strafverfahrensrecht enthält, für den Strafprozeß der 
DDR unannehmbar ist, stand stets und steht auch heute 
außer Frage. Andere als die von Beyer genannten 
Gründe führen zu der Erkenntnis, daß die bisher von 
den genannten Autoren vertretene Auffassung des Par­
teiprinzips im Strafverfahren der DDR nach dem neuen 
Strafprozeßrecht nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann.
Um das Problem zu lösen, muß man prüfen,
— wie sich Inhalt und Umfang des Begriffs „Partei­

prinzip“ in den Strafprozeßformen, in denen er An­
wendung fand, verändert haben,

— ob der Begriff „Parteiprinzip“ ein leitender Gedanke 
ist, der die in der neuen Strafprozeßordnung fest­
gelegten Beziehungen zwischen den Prozeßsubjek­
ten5 5 in verständlicher Zusammenfassung richtig dar­
stellt.

Der Inhalt des Begriffs „Parteiprinzip“ 
und seine entwicklungsbedingte Änderung

Bestimmende Merkmale des Parteiprozesses, die der 
ursprüngliche Begriff „Parteiprinzip“ zusammenfaßte, 
sind:
— Die Existenz von Prozeßparteien;
— der Verhandlungs- und Verfügungsgrundsatz, nach 

dem die Prozeßparteien das Verfahren gestalten;
— die Beschränkung des Gerichts, seine Entscheidung 

allein auf den Materialien aufzubauen, die von den 
Prözeßpanteien im Verfahren vorgebracht wurden.

Der Begriff „Parteiprinzip“ erfaßt in seiner ursprüng­
lichen Bedeutung eine Dreiteilung der Prozeßsubjekte 
in je eine die Anklage und eine die Verteidigung unter­
stützende Gruppe (Prozeßpartei) und das Gericht. Dabei 
sind die Rollen so verteilt, daß die Prozeßparteien über 
den Prozeßstoff disponieren, einseitig vom Standpunkt 
der Anklage oder vom Standpunkt ihrer Abwehr kon­
tradiktorisch vor dem Gericht verhandeln und dem 
Gericht nur die Entscheidung in den Grenzen der von 
ihnen gegebenen Grundlagen zusteht.
Mit dieser Struktur gewährt der anglo-amerikanische 
Strafprozeß den Prozeßparteien weitestgehende Einwir­
kungsmöglichkeiten im tatsächlichen Bereich. Weil die 
Vernehmungspflicht den Prozeßparteien obliegt, wird 
der Prozeß zum Kampf der Prozeßparteien, und zwar 
nicht um die Erforschung der Wahrheit, sondern um 
den Sieg der einen Prozeßpartei über die andere. Hier

'■ Vgl. dazu Herrmann, am zuletzt angeführten Ort. S. 20 f.
5 Prozeßsubjekte sind diejenigen Verfahrensbeteiligten, denen 
zur Realisierung ihrer mit den Aufgaben des Strafverfahrens 
im Einklang stehenden Funktionen Rechte oder Pflichten zu­
geteilt wurden, in deren Rahmen sie unter Leitung des im 
jeweiligen Prozeßstadium verantwortlichen Rechtspflegeorgans 
kraft eigener Entschließung an der Durchführung des Ver­
fahrens beteiligt sind. Danach sind Prozeßsubjekte: das Ge­
richt, der Staatsanwalt, die Untersuehungsorgane, der Be­
schuldigte bzw. Angeklagte, der Verteidiger, der gesellschaft­
liche Ankläger, der gesellschaftliche Verteidiger, der Geschä­
digte, die Erziehungsberechtigten des jugendlichen Beschul­
digten bzw. Angeklagten, das Jugendhilfeorgan, der gesetzliche 
Vertreter eines volljährigen Angeklagten, der Anzeigende im 
Zusammenhang mit der Einleitung oder mit dem Absehen 
von der Einleitung oder mit der Einstellung eines Ermitt­
lungsverfahrens. Dagegen sind Zeugen, sachverständige Zeu­
gen, Sachverständige, Vertreter der Kollektive, Protokollfüh­
rer, Dolmetscher usw. keine Prozeßsubjekte: denn sie be­
sitzen nicht solche Rechte, kraft deren sie unter Leitung des 
im jeweiligen Verfahrensstadium verantwortlichen Rechts­
pflegeorgans auf die Gestaltung oder Weiterführung des Ver­
fahrens aus eigener Entschließung Einfluß nehmen können.

spiegeln sich die Gepflogenheiten des kapitalistischen 
Konkurrenzkampfes wider. Nach kapitalistischem Den­
ken wird der von den Anwälten vor Gericht geführte 
Parteikampf als ein Vorzug angesehen, der angeblich 
noch dadurch erhöht wird, daß der Richter als ein über 
dem Parteienstreit stehender unparteiischer Schieds­
richter erscheint. Auf diese Weise verstärkt der anglo- 
amerikanische Strafprozeß die Illusion vom unabhän­
gigen Richter im bürgerlichen Staat.
Die Strafprozeßordnung der DDR vom 2. Oktober 1952 
übertrug dem Gericht die aktive, alleinbestimmende 
Rolle im Hinblick auf die allseitige und objektive Er­
forschung der Wahrheit und für die Gesetzlichkeit und 
Gerechtigkeit seiner Entscheidung. In der Vertretung 
der Anklage erfüllte der Staatsanwalt seine Pflicht, die 
sozialistische Gesetzlichkeit zu wahren. Demzufolge 
hatte er im Rahmen seiner prozessualen Befugnisse zur 
allseitigen und objektiven Feststellung des Sachverhalts 
sowie zur einheitlichen und gerechten Anwendung der 
Gesetze beizutragen. Die aktive und führende Rolle des 
Gerichts stellte sicher, daß die Wahrheitsfindung nicht 
dem Streit der Prozeßparteien überlassen wurde, son­
dern in Richtung und Umfang vom Gericht bestimmt 
und vorangetrieben wurde. Dabei erweiterte die Aktivi­
tät der Prozeßparteien das Blickfeld des Gerichts und 
ermöglichte ihm eine tiefere Einsicht in die Sache, ohne 
daß das aber an seiner alleinigen Verantwortung für 
die allseitige und objektive Untersuchung der Sache, 
für die Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit seiner Ent­
scheidung etwas änderte.
In dem so geregelten Strafverfahren gab es noch Pro­
zeßparteien, wenn sie auch nicht über den Prozeßstoff 
disponierten. Der entsprechend den veränderten Ge­
gebenheiten des Strafverfahrens gewandelte Begriff 
„Parteiprinzip“ war noch zutreffend. Er berücksich­
tigte, daß die Prozeßsubjekte unter Leitung des Gerichts 
befugt waren, von ihren verschiedenen Positionen aus 
durch Anträge auf das Verfahren Einfluß zu nehmen, 
um entweder die Anklage oder die Verteidigung zu 
unterstützen.
Zweifel an der Gültigkeit des Parteiprinzips für diese 
Verfahrensstruktur knüpfen daran an, daß der Staats­
anwalt seine Anklagevertretung als eine Form der 
Gesetzlichkeitsaufsicht ausübt, demzufolge im gericht­
lichen Verfahren für die Aufklärung nicht nur aller 
den Angeklagten belastenden, sondern ihn auch ent­
lastenden Umstände eintritt und er die Rechte des An­
geklagten schützt. Diese dem Staatsanwalt in Wahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit obliegende Aufgabe ist 
jedoch nicht identisch mit der Verteidigung des Ange­
klagten, da der Verteidiger nicht die staatliche Funk­
tion der Gesetzlichkeitsaufsicht realisiert, sondern allein 
die Rechte und Interessen des Angeklagten wahrt.

Die Wahrnehmung der Rechte des Angeklagten im Rah­
men der Verteidigung kann zu gleichen Ergebnissen 
führen wie der auch in der staatsanwaltschaftlichen 
Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit enthaltene 
Schutz der Rechte des Angeklagten. Auf diese mögliche 
Übereinstimmung ist in den Diskussionen über die 
Gültigkeit des Parteiprinzips im Verfahren nach der 
alten StPO wiederholt hingewiesen worden. Auf ihrer 
Grundlage wird argumentiert, daß zwischen Verteidiger 
und Staatsanwalt insoweit keine entgegengesetzten 
Interessen bestünden.

Dagegen ist einzuwenden, daß der Verteidiger — auch 
bei seinem Bestreben, zur Wahrheitsfindung und zur 
gerechten Anwendung des Gesetzes beizutragen — von 
seinem Standort aus die Beweise anders amsehen und 
eine andere Rechtsanwendung als der Staatsanwalt für 
richtig halten kann. Diese entgegengesetzte Ansicht 
drückt jedoch keinen antagonistischen Widerspruch aus,
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